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Kurzfassung

Die Schweizerische Bundesversammlung hat am 20. Juni 2014 das neue Bundesgesetz Uber Le-
bensmittel und Gebrauchsgegenstande verabschiedet. Der betreffende Erlass und die dazuge-
horigen Verordnungen werden per 1. Mai 2017 in Kraft treten. Im totalrevidierten Lebensmit-
telgesetz wird das Lebensmittelrecht im Vergleich zum aktuell noch geltenden Bundesgesetz
Uber Lebensmittel und Gebrauchsgegenstande vom 9. Oktober 1992 praktisch abschliessend ge-
regelt. Die kantonalen Vollzugsorgane werden namentlich genannt und die Ausbildung der
Vollzugsorgane ist bundesrechtlich einheitlich geregelt. Zudem werden die geblhrenpflichtigen
Tatigkeiten abschliessend aufgefihrt sowie Rechtsmittel und Rechtsmittelfristen vorgeschrie-
ben.

Aufgrund der umfassenden Regelung auf Bundesebene erweist sich die gegenwartige kantona-
le Ausfihrungsgesetzgebung als obsolet. Die kantonsratliche Vollzugsverordnung zum Bundes-
gesetz Uber Lebensmittel und Gebrauchsgegenstande vom 30. August 1995 soll deshalb aufge-
hoben werden. Durch deren Aufhebung sind punktuelle Anderungen in anderen Erlassen erfor-
derlich:

- Bezeichnung der Vollzugsorgane der Lebensmittelkontrolle als Strafvollzugsbehor-
den im EinfUhrungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung und zur Schweize-
rischen Jugendstrafprozessordnung vom 10. Marz 2010 sowie Neuregelung der Melde-
pflicht der Strafbehoérden betreffend Verstdsse gegen das Bundesgesetz Uiber Lebens-
mittel und Gebrauchsgegenstande im Einfihrungsgesetz zur Schweizerischen Strafpro-
zessordnung und zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung (vgl. Be-
schlussesentwurf 1);

- Aufhebung der §§ 39 und 42 des Gebuhrentarifs betreffend die Gebihren im Be-
reich der Lebensmittelgesetzgebung und Uberfiihrung der Gebuhrenregelungen fur
Schlachttier- und Fleischuntersuchungen in den kantonalen Gebuhrentarif (vgl. Be-
schlussesentwurf 2).

Die Aufhebung der kantonalen Lebensmittelverordnung hat keine Auswirkungen auf die finan-
ziellen und personellen Ressourcen von Kanton und Gemeinden und verursacht folglich keine
zusatzlichen Kosten.






Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen nachfolgend Botschaft und Entwurf zur Anderung des Einfihrungsge-
setzes zur Schweizerischen Strafprozessordnung und zur Schweizerischen Jugendstrafprozess-
ordnung (EG StPO) sowie zur Aufhebung der Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz tber Le-
bensmittel und Gebrauchsgegenstidnde (kantonale Lebensmittelverordnung) und zur Anderung
des Gebuhrentarifs (GT).

1. Ausgangslage

Am 20. Juni 2014 hat die Schweizerische Bundesversammlung das revidierte Bundesgesetz tber
Lebensmittel und Gebrauchsgegenstdande (Lebensmittelgesetz, LMG; AS 2017 249) beschlossen.
Mit dem neuen Gesetz wird einerseits bezweckt, bestehende Handelshemmnisse zwischen dem
schweizerischen Recht und jenem der Europaischen Union (EU) abzubauen. Andererseits soll
gewadhrleistet werden, dass der Schutz der Schweizer Konsumentinnen und Konsumenten mit
dem Konsumentenschutz in der EU vergleichbar ist. Weiter werden die erforderlichen rechtli-
chen Rahmenbedingungen geschaffen, um auch weiterhin von den Handelserleichterungen
profitieren zu kénnen, welche im Rahmen der Bilateralen Abkommen mit der EU, insbesondere
dem Agrarabkommen, ausgehandelt worden sind. Vor Inkrafttreten des revidierten Lebensmit-
telgesetzes mussten rund 26 Verordnungen Uberarbeitet werden. Die urspriinglich geplante In-
kraftsetzung des neuen LMG und der dazugehérenden Verordnungen auf den 1. Januar 2016
musste mehrmals verschoben werden. Die Inkraftsetzung findet nun definitivam 1. Mai 2017
statt (AS 2017 246).

Die totalrevidierte bundesrechtliche Lebensmittelgesetzgebung erweist sich als umfassend. Ein-
zig die Organisation des Vollzuges im Bereich der Schnittstellen zwischen der Kantonalen Le-
bensmittelkontrolle und dem Kantonalen Veterinardienst bleibt weiterhin den Kantonen Gber-
lassen. Ferner sollen Regelungen betreffend Notschlachtungen (vgl. § 8 Abs. 6 kantonsratliche
Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz Uber Lebensmittel und Gebrauchsgegenstande vom

30. August 1995 [kantonale Lebensmittelverordnung; BGS 815.21]) und Delegation von Aufga-
ben der Amtstierarztinnen und Amtstierdrzte und an tierarztliche Hilfspersonen (vgl. § 4° regie-
rungsratliche Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung vom 23. Oktober
1995 [BGS 815.22]) geschaffen werden. Diese Vollzugsfragen sind in der Verordnung tber die
Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung vom 11. April 2000 (RVOV; BGS 122.112)
und in der Tierseuchen- und Tierschutz-Verordnung vom 23. Januar 1996 (TSSV; BGS 926.711) zu
regeln.

Im Rahmen der Prifung der geltenden kantonsratlichen kantonalen Lebensmittelverordnung
hat sich gezeigt, dass diese aufgehoben werden kann, da sich der Grossteil der Paragrafen auf
eine Wiederholung von Bundesrecht beschrankt. Durch deren Aufhebung sind punktuelle Ande-
rungen in anderen Erlassen erforderlich:

- Mittels Anderung des kantonalen Einflihrungsgesetzes zur Schweizerischen Straf-
prozessordnung und zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung vom 10. Méarz
2010 (EG StPO; BGS 321.3) sollen die Vollzugsorgane der Lebensmittelkontrolle, wie
bisher, die Funktion von Strafverfolgungsbehdérden wahrnehmen. Zudem soll an der
bisherigen, in der Praxis bewahrten Mitteilungspflicht der Strafbehérden an die ge-
mass bundesrechtlicher Lebensmittelgesetzgebung zustéandigen Kontrollbehérden
festgehalten werden (vgl. Beschlussesentwurf 1).

- Die Regelungen der §§ 39 und 42 des Gebihrentarifs vom 8. Marz 2016 (GT; BGS
615.11) betreffend die GebUhren im Bereich der Lebensmittelgesetzgebung sollen auf-
gehoben werden. Einzig die GebUhrenregelungen fur Schlachttier- und Fleischuntersu-



chungen sollen neu direkt im kantonalen Gebihrentarif abgebildet werden. Dies tragt
massgeblich zur Einheitlichkeit und Ubersichtlichkeit der kantonalen Gesetzgebung im
Gebuhrenbereich bei (vgl. Beschlussesentwurf 2).

Die derart geregelten Schnittstellen flihren inhaltlich zu keinen Neuerungen, sondern bilden das
bereits heute gelebte und gut funktionierende Vollzugssystem ab.

1.1 Vernehmlassungsverfahren
Auf die Durchfiihrung eines Vernehmlassungsverfahrens wurde verzichtet.
1.2 Erwagungen

Durch die Aufhebung der kantonalen Lebensmittelverordnung erfahren die aufrechterhaltenen
Bestimmungen keine inhaltlichen Anderungen. Im Folgenden werden die wichtigsten Bestim-
mungen der kantonalen Lebensmittelverordnung abgebildet, welche deckungsgleich mit dem
neuen LMG sind. Weiter werden die durch die Aufhebung nétigen Anderungen in anderen Ge-
setzen dargelegt.

1.2.1 Vollzugsorgane

Das neue Lebensmittelgesetz (nachfolgend: nLMG) verlangt, dass die Kantone die nachstehen-
den Vollzugsorgane einsetzen (Art. 49 nLMG):

- eine Kantonschemikerin oder einen Kantonschemiker;

- eine Kantonstierarztin oder einen Kantonstierarzt;

sowie die notwendige Anzahl:

- Lebensmittelinspektorinnen und Lebensmittelinspektoren,

- Lebensmittelkontrolleurinnen und Lebensmittelkontrolleure,
- amtliche Tierarztinnen und Tierarzte,

- amtliche Fachassistentinnen und Fachassistenten.

Die Aufgaben von Kantonschemikerin bzw. Kantonschemiker und Kantonstierarztin bzw. Kan-
tonstierarzt werden vom nLMG vorgegeben. Die Kantonschemikerin bzw. der Kantonschemiker
vollzieht das Lebensmittelgesetz im Bereich der Lebensmittel und Gebrauchsgegenstande und
kontrolliert die Fleischverarbeitung. Die Kantonstierarztin bzw. der Kantonstierarzt vollzieht das
Lebensmittelgesetz im Bereich der Primarproduktion von Lebensmitteln tierischer Herkunft so-
wie der Schlachtung (Art. 51 Abs. 2 und 3 nLMG).

1.2.2 Rechtsschutz

Die Rechtsmittel und die Rechtsmittelfristen werden vom Bundesrecht vorgegeben. Das nLMG
sieht eine Einsprachemoglichkeit bei der verfligenden Behorde innerhalb von 10 Tagen vor

(Art. 67 nLMG und Art. 70 Abs. 1 nLMG). Gegen Einspracheentscheide mussen die Kantone eine
Beschwerdeinstanz vorsehen (Art. 69 nLMG). Die Beschwerdefrist betragt 30 Tage (Art. 70 Abs. 2
nLMG). Der innerkantonale Beschwerdeweg richtet sich nach den Vorschriften des Gesetzes
Uber den Rechtsschutz in Verwaltungssachen vom 15. November 1970 (Verwaltungsrechtspfle-
gegesetz, VRG; BGS 124.11) und des Gesetzes Uber die Gerichtsorganisation vom 13. Marz 1977
(GO; BGS 125.12). Verfigungen und Entscheide kénnen an die nachsthéhere Verwaltungsbe-



horde bis zum Departement und danach ans Verwaltungsgericht weitergezogen werden (§ 29
VRG und § 49 GO). Gegenwartig kdnnen Verfigungen des Gesundheitsamtes (Kantonale Le-
bensmittelkontrolle) beim Departement des Innern und Verfligungen des Amtes fir Landwirt-
schaft (Veterinardienst) beim Volkswirtschaftsdepartement angefochten werden. Gegen die De-
partementsentscheide kann jeweils Beschwerde beim Verwaltungsgericht gefihrt werden. Da-
ran wird sich auch unter dem neuen Lebensmittelgesetz nichts dndern. Es ist jedoch geplant, die
Unterschriftsberechtigung fur departementale Beschwerdeentscheide anzupassen. Inskinftig
sollen die Departementssekretarin bzw. der Departementssekretar oder die Leiterin bzw. der
Leiter Rechtsdienst zur Unterzeichnung dieser Entscheide ermachtigt werden. Gegenwartig
werden Letztere von der Chefin bzw. dem Chef Gesundheitsamt unterzeichnet (vgl. § 4 Abs. 1
Bst. a Ziff. 3 Verordnung Uber die Delegation der Unterschriftsberechtigung in den Departe-
menten vom 25. Mai 2004 [BGS 122.218]). Durch die Anpassung wird die Unabhangigkeit des
Kantonschemikers bzw. der Kantonschemikerin zusatzlich gestarkt.

1.2.3 Pilzkontrolle

Das nLMG des Bundes enthalt keine Bestimmungen betreffend die Pilzkontrolle. Insofern wird
der Bereich der Pilzkontrolle nach erfolgter Aufhebung der kantonalen Lebensmittelverordnung
inskinftig nicht mehr ausdrucklich gesetzlich geregelt sein. Die bisherige Meldepflicht der durch
die Gemeinden ernannten Pilzkontrolleurinnen und Pilzkontrolleure an die Kantonale Lebens-
mittelkontrolle entfallt. Daher fallt ebenfalls der gesetzliche Auftrag zur Veranstaltung von Er-
ganzungskursen fur Pilzkontrolleurinnen und Pilzkontrolleure durch die Kantonale Lebensmit-
telkontrolle weg. Jedoch hat die Kantonale Lebensmittelkontrolle im Rahmen der Risikoanalyse
(Art. 21 nLMG) sowie der Offentlichkeitsarbeit (Art. 24 nLMG) bereits von Bundesrechts wegen
die Pflicht, die Gesundheit der Konsumentinnen und Konsumenten vor der Gefahrdung durch
Lebensmittel zu schitzen (Art. 1 Bst. a nLMG).

An der gelebten Praxis im Bereich der Pilzkontrolle wird sich mit der Aufhebung der kantonalen
Lebensmittelverordnung nichts dndern. Die Kantonale Lebensmittelkontrolle wird weiterhin im
Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages Erganzungskurse fur Pilzkontrolleurinnen und Pilzkontrol-
leure durchfuhren bzw. mit Fachorganisationen in diesem Bereich zusammenarbeiten. Dies ge-
schieht ebenfalls auf Basis des Gesundheitsgesetzes vom 27. Januar 1999 (GesG; BGS 811.11),
welches den Kanton und die Einwohnergemeinden einerseits zur Unterstltzung der Gesund-
heitsvorsorge verpflichtet (§ 5 GesG) und andererseits insbesondere dem Kanton die Méglichkeit
zur Vornahme geeigneter Massnahmen im Bereich der Gesundheitsvorsorge zuspricht

(8 6 GesQ).

1.2.4 Funktion als Strafverfolgungsbehérden und Zustellung von Strafurteilen

Die zustandigen Kontrollbehérden im Bereich der Lebensmittelgesetzgebung sollen weiterhin
die Funktion einer Strafverfolgungsbehdrde wahrnehmen und Strafurteile betreffend die Le-
bensmittelgesetzgebung erhalten. Hierflrr sind entsprechende Regelungen in der EG StPO notig.
Die §§ 3 und 9 EG StPO sind entsprechend zu erganzen.

1.2.5 GebUhren

Die Lebensmittelkontrolle ist gebUhrenfrei, soweit das nLMG nichts anderes vorsieht

(Art. 58 Abs. 1 nLMG). Die gebuhrenpflichtigen Tatigkeiten sind in Art. 58 Abs. 2 nLMG anna-
hernd abschliessend aufgefiihrt. Der Bundesrat bestimmt den Rahmen fir die kantonalen Ge-
buhren (Art. 58 Abs. 6 nLMG). Es gelten Hochstbetrage von 200 Franken pro Probenerhebung,
von 4000 Franken pro Inspektion und von 6000 Franken pro Probenuntersuchung. Bei der Fest-
setzung der einzelnen Gebuhren ist dem Zeitaufwand, den eingesetzten Apparaten und dem
verwendeten Material Rechnung zu tragen (Art. 113 Verordnung Uber den Vollzug der Lebens-
mittelgesetzgebung vom 16. Dezember 2016 [LMVV; AS 2017 359; SR 817.042]). Die Héhe der
GebUhren fur die Kontrolle von Zerlegebetrieben sowie fir besondere, auf Antrag durchgefihr-
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te Dienstleistungen und Kontrollen bemisst sich nach dem Zeitaufwand sowie den eingesetzten
Apparaten und Materialien und nicht nach den in Art. 113 Abs. 1 LMVV angeflihrten Gebuhren-
rahmen. Die Stundenansatze bestimmen sich nach dem kantonalen Recht (Art. 113 Abs. 6
LMVV). Art. 3 Abs. 2 Bst. a GT rdumt dem Regierungsrat die Kompetenz ein, fir bestimmte Ge-
schafte in der Verwaltung die Geblhr nach dem Zeit- und Arbeitsaufwand zu bemessen. Ge-
stltzt auf die Weisung Uber den Vollzug des GebUhrentarifs hat das Finanzdepartement die
nach Lohnklassen abgestuften Stundenansatze verflugt. Massgeblich ist aktuell die Verfligung
des Finanzdepartements vom 5. April 2012. Somit sind die §§ 39 und 42 GT obsolet und ersatzlos
zu streichen.

In § 4 der regierungsratlichen Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmittelverordnung sind
die GebuUhren fiur die Schlachttier- und Fleischuntersuchung, welche durch den Veterinardienst
wahrgenommen wird, abgebildet. Diese Gebihren sollen in unveranderter Héhe im Gebihren-
tarif innerhalb des bereits bestehenden Abschnitts ,,2.2.20 Veterindrwesen” in einen neuen

§ 118 GT Gberfuhrt werden.

2. Verhiltnis zur Planung

Die Aufhebung der kantonalen Lebensmittelverordnung ist im Legislaturplan 2013 — 2017 nicht
enthalten. Das betreffende Gesetzesprojekt ist jedoch in der rollenden Vorlagenplanung aufge-
fahrt.

3. Auswirkungen

Die Aufhebung der kantonsratlichen kantonalen Lebensmittelverordnung hat weder personelle
noch finanzielle Auswirkungen auf Kanton und Gemeinden. Die bisherigen Tatigkeiten der kan-
tonalen Lebensmittelkontrollorgane werden unverandert weitergefihrt.

Die Aufhebung der kantonsratlichen kantonalen Lebensmittelverordnung erméglicht die an-
schliessende Aufhebung der regierungsratlichen Vollzugsverordnung zur kantonalen Lebensmit-
telverordnung.

4. Rechtliches
4.1 Rechtmassigkeit

Der Verzicht auf kantonale Ausfihrungsbestimmungen steht im Einklang mit der neuen Le-
bensmittelgesetzgebung des Bundes.

4.2 Zustandigkeit

Das EG StPO wurde gestitzt auf Art. 71 Abs. 1 der Verfassung des Kantons Solothurn vom 8. Ju-
ni 1986 (KV; BGS 111.1) erlassen und die kantonale Lebensmittelverordnung sowie der Gebih-
rentarif gestiitzt auf Art. 71 Abs. 2 KV. Die Zustidndigkeit des Kantonsrates zur Anderung bzw.
Aufhebung dieser Erlasse ergibt sich ebenfalls aus Art. 71 Abs. 1 und 2 KV.

Beschliesst der Kantonsrat die Anderung des Einflihrungsgesetzes zur Schweizerischen Strafpro-
zessordnung und zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung (EG StPO) (Beschlussesent-
wurf 1) mit weniger als zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder, unterliegt diese dem obliga-
torischen Referendum, andernfalls dem fakultativen Referendum (Art. 35 Abs. 1 Bst. d und

Art. 36 Abs. 1 Bst. b KV).



Die Aufhebung der Vollzugsverordnung zum Bundesgesetz Gber Lebensmittel und Gebrauchs-
gegenstinde (kantonale Lebensmittelverordnung) und die Anderung des Gebuhrentarifs (GT)
(Beschlussesentwurf 2) unterliegen dem fakultativen Referendum (Art. 36 Abs. 1 Bst. b KV).

5. Antrag

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und den Beschlussesentwirfen zuzustimmen.

Im Namen des Regierungsrates

Dr. Remo Ankli Andreas Eng
Landammann Staatsschreiber

Verteiler KRB

Departement des Innern, Gesundheitsamt (2)
Volkswirtschaftsdepartement, Amt fir Landwirtschaft, Veterinardienst (3)
Kantonale Finanzkontrolle

Staatskanzlei (Eng, Rol, ett)

Amtsblatt (Referendum)

Parlamentsdienste

GS, BGS



	1. Ausgangslage
	1.1 Vernehmlassungsverfahren
	1.2 Erwägungen
	1.2.1 Vollzugsorgane
	1.2.2 Rechtsschutz
	1.2.3 Pilzkontrolle
	1.2.4 Funktion als Strafverfolgungsbehörden und Zustellung von Strafurteilen
	1.2.5 Gebühren


	2. Verhältnis zur Planung
	3. Auswirkungen
	4. Rechtliches
	4.1 Rechtmässigkeit
	4.2 Zuständigkeit

	5. Antrag

